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A. Legistik

1. Altlastenatlas novelliert
Die zweite Altlastenatlas-V-Nov 2016 wurde vor Kurzem im BGBl
kundgemacht (II 2017/186). Einige Altlasten in Niederösterreich,
Oberösterreich, Tirol und Wien sind neu aufgenommen worden.
Hinsichtlich einiger bestehender Altlasten ist die Klassifikation ge-
ändert worden.1)

2. UVP-G-Novelle zur Zuständigkeit

Mit BGBl I 2017/111 wurde dem UVP-G in § 39 ein neuer Abs 4
angefügt, der besagt, dass sich bei UVP-Verfahren wie auch Feststel-
lungs- und Einzelfallprüfungsverfahren die örtliche Zuständigkeit
nach der Lage des Vorhabens richtet. Hintergrund dieser auf den
ersten Blick unscheinbaren Bestimmung ist die Judikatur des VwGH
der letzten Monate. Um nun klarzustellen, dass sich im Hinblick auf
UVP- und Feststellungsverfahren die örtliche Zuständigkeit jeden-
falls nach der Lage des Vorhabens richtet, wurde der entsprechende
Passus in das Gesetz eingefügt. Somit soll sichergestellt werden, dass
für bundeslandgrenzüberschreitende UVP-Vorhaben – wie bisher
auch schon gelebte Praxis – in Hinkunft zwei oder mehrere UVP-
Bewilligungen für ein und dasselbe Vorhaben einzuholen sind.2)

B. Judikatur

1. VfGH zur Dritten Piste
Schon fast zum Dauerbrenner entwickelt sich die wissenschaftli-
che Aufarbeitung der Geschehnisse rund um das Verfahren zur
Genehmigung der Dritten Piste in Schwechat. Erst jüngst hat
der VfGH das diesbezüglich negative Erk des BVwG aufgehoben.
Martin Niederhuber untersucht in seinem Beitrag „VfGH-Er-
kenntnis Dritte Piste: Interessenabwägung neu?“ nun die Folgen
dieser E. Festzuhalten ist, dass sich der VfGH – losgelöst von jeder
umweltpolitischen Deutung dieses Erk – seiner Meinung nach
streng an das Gesetz hält. Nach § 71 LFG sind die öffentlichen
Interessen des Abs 1 lit a– c (technische Eignung, sichere Betriebs-
führung, Verlässlichkeit, finanzielle Absicherung) und des Abs 2
(Bedarf) einerseits mit den „sonstigen öffentlichen Interessen“ des
Abs 1 lit d andererseits abzuwägen. Letztere würden sich – der
Judikatur des VwGH folgend – dabei aus dem LFG selbst ergeben
und im Wesentlichen die Schutzgüter umfassen, die dem klassi-
schen Anlagenrecht zu eigen sind (Schutz der Allgemeinheit, öf-
fentliche Ruhe, Ordnung und Sicherheit, Leben, Gesundheit,
Schutz vor störenden Einwirkungen, Eigentum). Den Klimaschutz
subsumiert der VfGH ebenso wenig darunter wie den Schutz vor
übermäßigem Bodenverbrauch.

Dem gleichen Prinzip folgen auch die Interessenabwägungen an-
derer relevanter Materiengesetze wie bspw § 17 Abs 3 ForstG, die
Landes-NSchG oder aber § 104 a WRG. Dabei ist freilich zu beach-
ten, dass imUnterschied zu § 71 LFG das ForstG, die Landes-NSchG
und das WRG wesentlich offener sind und im allgemein ganz gene-
rell auf den Nutzen abstellen, den die Umsetzung des jeweils verfah-
rensgegenständlichen Vorhabens bringen wird. Der Berücksichti-
gung positiver Umweltauswirkungen eines Vorhabens, insb auch
des Klimaschutzes durch erneuerbare Energie, steht in diesen Mate-
riengesetzen demnach auch weiterhin nichts entgegen.3)

2. Zur nachträglichen UVP

Während der EuGH bereits in einigen E immer wieder festgehalten
hat, dass das Unionsrecht nicht ganz grundsätzlich nationalen „Sa-
nierungsbestimmungen“ entgegensteht, wenn eine nachträgliche
UVP oÄ durchgeführt werden soll, hat er nun mit dem U v
26. 7. 2017 klargestellt, unter welchen Voraussetzungen die nach-
trägliche Durchführung einer UVP zulässig ist (C-196/16, C-197/
16, Comune di Corridonia und Bartolini, ua). In den Ausgangsfällen
sind Biogasanlagen ohne UVP-Verfahren genehmigt und auch noch
vor dem rechtskräftigen Abschluss der Genehmigungsverfahren er-
richtet und in Betrieb genommen worden. Während der Rechtsmit-
telverfahren wurden die Anlagen jedoch wieder außer Betrieb ge-
nommen und ein entsprechender Antrag auf Voruntersuchung der
Erforderlichkeit der Durchführung einer UVP gestellt.

Nun stellt sich die Frage, ob die Durchführung einer UVP nach
Errichtung der Anlagen mit dem Unionsrecht vereinbar ist. Anders
als GA Kokott in ihren SA v 30. 3. 2017 geht der EuGH davon aus,
dass im Rahmen der UVP-RL auch eine im Nachhinein durchge-
führte UVP als „vollwertig“ angesehen werden kann, wenn be-
stimmte Voraussetzungen eingehalten werden und bei der zur Lega-
lisierung durchgeführten Prüfung nicht nur die künftigen Umwelt-
auswirkungen der betroffenen Anlage untersucht werden, sondern
auch die seit der Errichtung eingetretenen Umweltauswirkungen.4)

3. Kein permit defence bei Umwelthaftung

In der Rs EuGH 1. 6. 2017, C-529/15, Folk, wurde die Behandlung
einer Beschwerde eines Fischereiberechtigten mit der Begründung
abgewiesen, dass die möglicherweise zu einer Beeinträchtigung des
Fischbestands führende Wasserkraftanlage behördlich bewilligt
sei. Nach Ansicht des EuGHwar das zu vorschnell, da die Umwelt-
haftungsRL auch auf Umweltschäden Anwendung findet, die nach
dem 30. 4. 2007 aufgetreten sind, aber aus dem Betrieb einer vor
diesem Datum wasserrechtlich bewilligten und in Betrieb genom-
menen Anlage herrühren.5)
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